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Abstract
 Die Sicherheit der Schweiz 

steht im Zentrum politischer Kontrover-
sen, während Investitionen in die Landes-
verteidigung vernachlässigt werden. Die 
offizielle Bedrohungswahrnehmung igno-
riert strategische Risiken. Eine effektive 
Sicherheitspolitik erfordert eine Über-
arbeitung der Bedrohungsanalyse, die 
Entwicklung einer Abhaltestrategie und 
klare Vorgaben zur Steuerung der Sicher-
heitspolitik in Form eines genehmigungs-

pflichtigen Teils im Sicherheitspolitischen 
Bericht. Die Umsetzung des Fähigkeitsdia-
logs mit dem Parlament (Armeebotschaft) 
muss auf diesen Grundlagen basieren, an-
sonsten laufen Militärdoktrin, Strukturen 
und Investitionen in die falsche Richtung. 
Um eine effektive Mitgestaltung sicher-
stellen zu können, müssen zudem die Si-
cherheitspolitischen Kommissionen ihre 
Fachkompetenz ausbauen.
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Wenn die Schweiz handlungsfähig bleiben will, muss sie die 

strategische Bedrohung benennen, eine Abhaltungsstrategie 

entwickeln und das Parlament in die Steuerung der Sicher

heitspolitik miteinbeziehen. 

Die Sicherheit der Schweiz scheint zum Spielball der 
Politik geworden zu sein. Aus Sicht der Bedrohungs-
entwicklung wären rasche Investitionen notwendig. 
Das Budget für die Landesverteidigung steht aber in 
Konkurrenz zu anderen Staatsaufgaben, von denen 
ein nicht unerheblicher Teil gebunden ist. Ein Um-
denken findet nicht statt, im Gegenteil, ausbleibende 
Investitionen in die Verteidigung reissen Fähigkeitslü-
cken auf und führen zu Kompetenzverlust und Kapazi-
tätsabbau. Die Schweizer Armee ist heute nicht mehr 
verteidigungsfähig.

Für eine verantwortungsvolle Sicherheitspolitik bleibt 
das Prinzip Hoffnung: Das Parlament werde bei einer 
sich abzeichnenden Bedrohung rechtzeitig den Hebel 
umlegen. Zwar hat der Überfall Russlands auf die 
Ukraine gezeigt, dass bewaffnete Konflikte auch in 
Europa heute noch Realität sind, jedoch fehlt in wei-
ten Kreisen das «Gefühl der Dringlichkeit», sodass die 
Ressourcierung anderer Staatsaufgaben weiterhin hö-
her gewichtet wird. Dass Investitionen in die Sicherheit 
Jahre brauchen, bis sie Wirkung entfalten und damit 
mit grosser Wahrscheinlichkeit zu spät kommen, wird 
dabei gerne übersehen.

Kaum jemand in der Politik will, dass die Ordnung 
der Schweiz oder anderer demokratischer Staaten an-

gegriffen wird. Daher stellt sich die Frage, weshalb die 
Politik trotzdem so handelt? Warum sind wir als eigen-
ständiger, demokratisch verfasster Staat nicht in der 
Lage, rational zu handeln?

Diese Fragen werden in der Politik einerseits mit «Sach-
zwängen» (gesetzlich gebundene Ausgaben, Schulden-
bremse) andererseits mit ideologischen Argumenten 
(Pazifismus, falsch interpretierte oder missverstandene 
Neutralität) beantwortet. Wenn davon ausgegangen 
wird, dass das Überleben der Schweiz ein politischer 
Konsens ist, eine verantwortungsvolle Sicherheitspoli-
tik jedoch keine Mehrheiten findet, besteht ein grund-
sätzliches Problem.

Die These ist, dass dieses Grundproblem aus drei Teilen 
besteht:
	• dem Unwillen oder der Unfähigkeit, strategische 

Bedrohungen zu erkennen und zu benennen;
	• dem Mangel an aus der Bedrohungsanalyse abgelei-

teten und politisch abgestützten Konsequenzen als 
handlungsleitende Vorgaben für die Sicherheitspolitik,

	• einer ungenügenden Abstimmung und Aufgabenteilung 
zwischen Bundesrat und Parlament über die Aus-
richtung der Sicherheitspolitik.

In der Folge werden diese drei Annahmen dargestellt, 
Schlussfolgerungen gezogen und Handlungsempfeh-
lungen an das Parlament, den Bundesrat sowie das VBS 
und die Gruppe Verteidigung formuliert.

 
Besteht eine strategische Bedrohung für die 
Schweiz?

  Die Frage nach der strategischen Bedro-
hung wird im Zusatzbericht zum Sicherheitspoliti-
schen Bericht 2021 indirekt beantwortet: «Aufgrund 
ihrer günstigen geografischen Position befindet sich 
die Schweiz zwar immer noch in einer verhältnis-
mässig guten Lage.»1 Unausgesprochen bedeutet dies, 

«Für eine verantwortungsvolle Sicherheitspoli­
tik bleibt das Prinzip Hoffnung: Das Parlament 
werde bei einer sich abzeichnenden Bedrohung 
rechtzeitig den Hebel umlegen.»
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dass die NATO sich um die Dissuasion und gegebenen-
falls um die Verteidigung kümmert. Der Zusatzbericht 
spricht zwar einen möglichen Ausbau der Kooperation 
mit der NATO an, bleibt grundsätzlich aber bei der rein 
territorialen Betrachtung einer strategischen Bedro-
hung. Vereinfacht liest das sich wie folgt: Cyberangriffe 
sind ortsungebunden, also muss aufgerüstet werden; 
Angriffe mit ballistischen Raketen oder Marschflug-
körper können aus grösserer Entfernung erfolgen, ent-
sprechend muss hier nach Lösungen gesucht werden. 
Alle anderen militärischen Bedrohungsformen aus der 
Luft und am Boden seien unwahrscheinlich.

Die offizielle Lagebeurteilung sieht keine strategische 
Bedrohung, sondern höchstens überschaubare Risiken 
in definierten Wirkungsräumen, die man minimieren 
zu können glaubt. Die – nachvollziehbare – Schlussfol-
gerung der Parlamentarie-
rin, des Parlamentariers 
ist, dass die Bedrohung 
insgesamt nicht akut er-
scheint und das Risiko 
einer Unterfinanzierung 
der Verteidigung weiter-
hin eingegangen werden 
kann. Die sicherheitspoli-
tische Lagebeurteilung 
wird zur Argumentations-
hilfe für das wirtschaftliche (sic!) Handeln der Politik. 
Weshalb sollte die Politik investieren, um ein Risiko 
zu minimieren, das gar nicht existiert?

Der Sicherheitspolitische Bericht entspricht der offi-
ziellen Bedrohungsperzeption. Es ist ein wesentlicher 
Unterschied, ob darin lediglich Restrisiken oder eine 
mögliche strategische Bedrohung beschrieben werden.

Anders wäre es, wenn der Zusatzbericht zum Schluss 
gekommen wäre, dass Russland dabei ist, die Ordnung 
in Europa mit militärischen Mitteln zu seinen Gunsten 
zu verändern. Und dass diese Entwicklung in West-
europa seit 2008 (Georgienkrieg) oder spätestens seit 
2014 (Annexion der Krim, Krieg im Donbas) unzurei-
chend interpretiert wurde. Dass eine Niederlage der 
Ukraine keine Option ist, da das zusätzliche Bevöl-
kerungs- und Industriepotenzial sowie die Kontrolle 
über 30 % der globalen Weizenproduktion Russland 
in eine noch dominantere Position gegenüber Europa 
versetzen würde. Die Erkenntnis aus diesen Aussagen 

ist, dass eine direkte militärische Auseinandersetzung 
zwischen Russland und der NATO eine mögliche Ent-
wicklung der Situation ist. Und obwohl ein solcher 
Krieg, insofern er konventionell geführt wird, die 
Schweiz militärisch wahrscheinlich nicht tangieren 
würde, könnte er dennoch für die Schweiz existenz-
bedrohend sein. Der Zusatzbericht hätte zum Schluss 
kommen können, dass die grösstmögliche Sicherheit 
für die Schweiz geschaffen würde, wenn Russland von 
einem Krieg gegen die NATO abgehalten werden kann. 
Auch die Konsequenzen wären direkt ableitbar gewe-
sen: sofortige Investitionen in die Verteidigungsfähig-
keit und die dafür notwendige Ausrüstung sowie der 
Aufbau einer Verteidigungskooperation mit der NATO, 
um den Beitrag der Schweizer Armee zur gemeinsa-
men Abhaltewirkung zu verdeutlichen.

Die Ausgangslage in der 
realen Welt ist die glei-
che, allein nur die Wahr-
nehmung der Bedrohung 
ist ein andere. Zu viele an-
dere Interessen als die der 
Sicherheit fliessen in den 
Sicherheitspolitischen 
Bericht ein. Es gibt keine 
staatspolitischen Gründe, 
dies so handzuhaben. 

Auch die Neutralität verbietet es uns nicht, die Bedro-
hungen richtig zu benennen und einzuordnen. Bei der 
Beurteilung einer von Staaten ausgehenden strategi-
schen Bedrohung ist zudem zu berücksichtigen, dass 
der Aufbau eines ausreichenden militärischen Poten-
zials Jahrzehnte dauert. Demgegenüber kann sich je-
doch der politische Wille, vorhandene militärische Mit-
tel einzusetzen, sehr rasch ändern.

Im 20. Jahrhundert war diese Klarheit ein gemeinsa-
mes Verständnis: Der «Sense of Urgency», diese Dring-
lichkeit, basierend auf den Erfahrungen des militäri-
schen Ungenügens während des Zweiten Weltkrieges 
führte in den 1950/60er-Jahren zu einem lebhaften Dis-
kurs über die Konzeption der Armee und schliesslich 
zu den entsprechenden Investitionen in die Verteidi-
gung. Die Sicherheitswirkung lag in der konventionel-
len Dissuasion eines Angriffs durch Truppen des War-
schauer Paktes. Die Schweiz wollte nicht zum neuen 
«Soft Underbelly» Westeuropas werden und setzte des-
halb auf eine umfassende Verteidigungskonzeption: 

«Warum sind wir als eigenständiger, 
demokratisch verfasster Staat nicht in 
der Lage, rational zu handeln?»
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die Gesamtverteidigung. Es gab ein gemeinsames Ver-
ständnis der strategischen Bedrohung.

Der Zusammenbruch der UdSSR und des Warschauer 
Paktes, das Wachstum der EU und die Osterweiterung 
der NATO vermittelten in der Folge den Eindruck eines 
unaufhaltsamen Sieges der regelbasierten Ordnung 
und der kontinuierlichen Ausbreitung liberaler Demo-
kratien. Die Wahrnehmung militärischer Bedrohun-
gen nahm ab, eine stringente Armeekonzeption blieb 
aus und die Investitionen gingen entsprechend zurück.

Aber nicht nur die Bedrohungslage hat sich verändert. 
Die technologische Entwicklung, die Globalisierung 
der Lieferketten und generell die Vernetzung aller Le-
bensbereiche. Und nun folgt die geopolitische Lage 
nicht mehr dem Telos des ewigen Friedens. Das Über-
leben eines Staates vor einer Bedrohung zu schützen, 
bedeutet heute, die Sicherheit kooperativ zu gewähr-
leisten, um das gemeinsame «Ökosystem» zu schützen. 

Die offizielle Bedrohungswahrnehmung der Schweiz, 
erstellt durch die Bundesverwaltung, ist leider nach 
wie vor territorial geprägt und beschränkt sich auf 
Restrisiken. Sie blendet die strategische Bedrohung aus 
und verpasst damit, den «Sense of Urgency» in Bevölke-
rung und Parlament rechtzeitig zu wecken. Es ist drin-
gend notwendig, dass wir zu einem gemeinsamen Ver-
ständnis kommen, dass es eine strategische Bedrohung 
gibt und dass wir uns dieser entgegenstellen müssen. 

 
Handlungsempfehlung 1:

 Eine Neuauflage des Sicher-
heitspolitischen Berichts, der die strategische Bedro-
hung aufzeigt, analysiert und eine auf «Abhaltung» 
fokussierte Strategie formuliert.

 
Kriegsverhinderung ist die beste militärische 
Wirkung

  Im August 2023 legte der Chef der Armee 
(CdA) den Bericht «Die Verteidigungsfähigkeit stär-
ken»2 vor. Im Kern beinhaltet der Bericht die längst 
überfällige Rückbesinnung auf den Verteidigungsauf-
trag und eine einsatzfähige und einsatzbereite Armee. 
Zugleich ist das Dokument aber keine eigentliche Ar-
meekonzeption. Es fehlt der strategische Überbau, 
der nur durch die politische Ebene geschaffen werden 
kann. Zwar benennt der Bericht drei strategische Stoss-
richtungen und innerhalb dieser die «intensivere inter-

nationale Kooperation».3 Auch finden sich Begründun-
gen, die alle ihre Berechtigung haben. Sie wurden aber 
nicht aus einer konsistenten Analyse der strategischen 
Bedrohung abgeleitet. Der Bericht argumentiert also 
eine Stufe zu tief und versucht zugleich, sich selbst 
einen argumentativen Überbau zu geben. Dies nur des-
halb, weil die politische Ebene es versäumt hat, einen 
logischen Prozess von der Analyse über die Erkennt-
nisse bis zu den Konsequenzen in Form von strategi-

schen Leitsätzen zur Steuerung der Sicherheitspolitik 
vorzugeben. Es ist nachvollziehbar, dass die Armee 
Handlungsbedarf sieht und versucht, im Rahmen ihrer 
Möglichkeiten ein Konzept zu formulieren. Solange 
sie aber keine politischen Vorgaben hat, aus denen 
sie ihre Ableitungen ziehen kann, wird sie immer an 
Grenzen stossen. Die Armee braucht diese strategi-
schen Vorgaben, um ihre eigene Auftragsanalyse vor-
nehmen zu können.

Somit können Unterlassungen und Denkfehler vermie-
den werden. Denn die grösstmögliche Wirkung der Ar-
mee besteht darin, wieder einen Beitrag zu leisten, um 
einen russischen Angriff gegen Westeuropa, gegen die 
NATO und damit gegen die Schweiz und ihre Interes-
sen zu verhindern. Aber anders als im Kalten Krieg er-
zielt eine territorial verstandene Armeekonzeption aber 
heute bis auf weiteres keine dissuasive Wirkung mehr. 
Im Gegenteil, der vorliegende Bericht spricht zwar von 
«Abhalten»4, aber wiederum aus einem rein territorialen 
Verständnis heraus ohne Blick auf tatsächliche Poten-
ziale oder Lageentwicklungsmöglichkeiten und vor al-
lem ohne Berücksichtigung, was «Abhalten» heute be-
deutet. Das strategische Verständnis, wie es im Bericht 
zum Ausdruck kommt, trägt wenig bis nichts zu einer 
wirklichen Abhaltewirkung bei, die in der jetzigen Lage 
nur durch Kooperation erreicht werden kann. Denn im 

«Und obwohl ein solcher Krieg, insofern er 
konventionell geführt wird, die Schweiz militä­
risch wahrscheinlich nicht tangieren würde, 
könnte er dennoch für die Schweiz existenzbe­
drohend sein.»
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Zuge des globalen strategischen Wettbewerbs zwischen 
den Systemen, hat die zunehmende Risikoaversion des 
Westens zu einer ausgewogeneren Gleichung geführt. 
Das bisherige Modell der Abhaltung, das auf einer Kos-
ten-Nutzen-Rechnung beruhte, nämlich im Falle eines 
Krieges mit einem noch grösseren Krieg mit noch höhe-
ren Verlusten zu drohen, läuft aus. Die Risikoaversion 
macht den Westen berechenbarer. Feindselige Auto-
kratien haben genaustens gelernt, in welchen Domä-
nen sie wie vorgehen können, ohne eine militärische 
Vergeltung zu riskieren. 
Das Ergebnis wurde nun 
sichtbar in Form der ge-
scheiterten Bemühun-
gen des Westens, Russ-
land vom Angriff auf 
die Ukraine abzuhalten. 
Der Westen und seine 
Sicherheitsarchitektur, 
die NATO, werden folg-
lich neue, dynamischere 
Abhaltungsstrategien 
entwickeln und dabei 
die militärische Abschre-
ckung im Rahmen der European Deterrence Initiative 
(EDI) neu definieren müssen, wenn Russland künftig 
von weiteren Aggressionen abgehalten werden soll.5

Das heutige territoriale und isolierte Verständnis der 
Schweizer Armee von «Abhaltung» sind weitgehend 
wirkungslos. Es fehlt eine übergeordnete und übergrei-
fende Strategie zur Erzielung von «Abhaltung» direkter 
und indirekter staatlicher Bedrohungen. Daher muss 
die Schweiz ihre Sicherheitspolitik insgesamt auf «Ab-
haltung» ausrichten: Ein staatlicher Aggressor muss da-
von ausgehen, dass jegliche Aktion gegen die Schweiz 
Konsequenzen nach sich zieht. Die Art der Konsequenz 
bleibt jedoch überraschend, einzig über die Fähigkeiten 
und Kapazitäten muss er sich bewusst sein. Um dies zu 
gewährleisten, muss eine Abhaltestrategie folgende An-
forderungen erfüllen:
	• Die Niederlegung des territorial geprägten Den-

kens, das für einen Aggressor alle Aktionen gegen 
die Schweiz berechenbar macht.

	• Die Verinnerlichung des Grundsatzes «Überra-
schung», der alle Antworten der Schweiz für einen 
Aggressor unberechenbar macht.

	• Ein ausgesprochener politischer Wille auf eine 
Aggression hin, die Mittel einzusetzen und entspre-

chenden Strukturen zur Entscheidung und Erzie-
lung der Wirkung.

	• Die Bereithaltung von Fähigkeiten und Kapazitäten 
in allen Wirkungsräumen/Domänen über alle Eskala-
tionsstufen und ohne territoriale Einschränkungen.

	• Die Kooperation über alle staatlichen Institutionen 
und Ebenen sowie mit Partnernationen.

Wie bei der Bekämpfung von Terrorismus oder or-
ganisierter Kriminalität ist auch bezüglich der Ab-

haltung staatlicher Ag-
gressionen vieles nicht 
mehr im Alleingang 
möglich  – Strukturen 
und Aktionen sind do-
mänen- und länder-
übergreifend. Abhilfe 
verschaffen ein gemein-
sames Lageverständnis 
und die Kooperation der 
Sicherheitsinstrumente. 
Entsprechend muss sich 
die Armeekonzeption in 
erster Linie damit aus-

einandersetzen, wie ein Beitrag zu einer westlichen 
kooperativen Dissuasion ausgestaltet und geleistet 
werden kann, damit die zu tätigenden Investitionen 
überhaupt Wirkung entfalten können. Daraus ergeben 
sich folgende Fragestellungen: Welche Armeekonzep-
tion und Kooperationstiefe braucht es, um die Dissua-
sionsbemühungen des Westens zu unterstützen, res-
pektive mit dem eigenen Beitrag zu verstärken? Und 
welche Fähigkeiten und Kapazitäten müssen dafür in 
welcher Ausprägung wie ausgerichtet werden?

Der vorgelegte Bericht der Armee, der auf den drei stra-
tegischen Stossrichtungen basiert, weist einen grund-
legenden Fehler auf, der auf der ausgebliebenen Wahr-
nehmung der strategischen Bedrohung und folglich 
auf der daraus resultierenden fehlenden Ableitung von 
Konsequenzen beruht. Dieser Mangel muss so rasch als 
möglich behoben werden, ansonsten laufen Militär-
doktrin, Strukturen und Investitionen in die falsche 
Richtung, sprich, sie entfalten keine Abhaltewirkung. 
Dies wäre nicht nur aus sicherheits-, sondern auch aus 
finanzpolitischer Sicht fatal: Investitionen ohne Return.

Es droht die Gefahr, dass aufgrund des sicherheits-
politischen Umfelds sowie dem diffusen Eindruck des 

«Der Sicherheitspolitische Bericht ent­
spricht der offiziellen Bedrohungsperzep­
tion. Es ist ein wesentlicher Unterschied, 
ob darin lediglich Restrisiken oder 
eine mögliche strategische Bedrohung 
beschrieben werden.»
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Ukrainekriegs zwar zu Recht die Verteidigung in den 
Vordergrund gerückt, aber insgesamt eine Armee für 
die Vitrine konzipiert wird. Der Bericht enthält viele 
richtige Ansätze, die aber nochmals sortiert werden 
müssen. Voraussetzung hierfür ist eine überarbeitete 
Bedrohungsanalyse mit strategischer Perspektive und 
daraus abgeleiteten Leitsätzen für die Ausrichtung der 
Sicherheitspolitik und ihrer Instrumente, insbeson-
dere der Armee. Diese müssen dem Parlament erläu-
tert, bei Bedarf von ihm angepasst und vor allem ver-
abschiedet werden. Die Zeit drängt.

 
Handlungsempfehlung 2: 

Die Formulierung von aus 
der Bedrohungsanalyse abgeleiteten Leitsätzen als stra-
tegische Vorgaben für die Sicherheitspolitik und damit 
für die Gesamtkonzeption der Armee.

 
Einbindung des Parlaments in die Steuerung 
der Sicherheitspolitik

  Im August 2008 veröffent-
lichte der Verein Sicherheitspolitik und Wehrwissen-
schaft, der bereits im Konzeptionsstreit der 1950/60er-
Jahre eine zentrale Rolle gespielt hatte, eine Studie 
unter dem Titel: «Fähigkeitsorientierte Streitkräftepla-
nung: Plädoyer für neue Wege in der politischen Streit-
kräfteplanung»6 Darin wurde eine neue Planungskas-
kade vom Sicherheitspolitischen Bericht, über die 
fähigkeitsorientierte Streitkräfteplanung bis hin zur 
Rüstungsplanung und Beschaffung mit den Zustän-
digkeiten von Bundesrat, Parlament und Verwaltung 
sowie den zeitlichen Planungshorizonten postuliert. 
Der Sicherheitspolitische Bericht soll alle zwölf Jahre 
oder bei strategisch relevanten Grossereignissen vor-
gelegt werden. Im Bericht sollten dann Leitsätze als 

«Schlussfolgerungen in Form von Kernaussagen […] zur 
Schweizer Sicherheitspolitik» stehen. Über diese Leit-
sätze solle das Parlament beraten, Stellung nehmen 
und Anpassungen vornehmen können und schliesslich 
den Bericht genehmigen.7 Diese Leitsätze wären also 
die Konsequenzen beziehungsweise die Richtschnur 
für die Ausgestaltung der Sicherheitspolitik und ihrer 
Instrumente. Darauffolgend sollte der Bundesrat dem 
Parlament in einem vierjährigen Rhythmus eine aus 
den Leitsätzen abgeleitete «Fähigkeitsorientierte Streit-
kräfteplanung» vorlegen, deren Teilpläne mit den ent-
sprechenden Krediten verknüpft sind. Das Parlament 
soll Planung und Kredite genehmigen und Anpassun-
gen für die Folgeplanung verlangen können. Das VBS 
soll anschliessend auf der Basis der Planungs- und Kre-
ditvorgaben Typenentscheide fällen können und zur 
Umsetzung an die Beschaffungsstellen weiterleiten.8

Der erste Anlauf, das Parlament besser einzubeziehen, 
wurde – soweit ersichtlich – ebenfalls 2008 vom 2012 
leider verstorbenen FDP-Nationalrat Peter Malama 
unternommen. Er verlangte in einer Motion, dass der 
Sicherheitspolitische Bericht um einen genehmigungs-
pflichtigen Teil ergänzt wird: «Dieser umfasst aus der 
Lagebeurteilung und der Strategie des Bundesrates ab-
geleitete sicherheitspolitische Leitsätze in Form von 
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Sicherheitspolitische Information, August 2008

Schlusswort: Plädoyer für neue Wege

Die Probleme, die sich aus den zunehmend geringer 
werdenden Interessen und Kenntnissen der Parlamen-
tarier im Bereich Sicherheitspolitik sowie aus dem da-
durch fehlenden Verständnis für die Transformation der 
Streitkräfte ergeben, lassen es an der Zeit erscheinen, 
zur Steigerung der politischen Akzeptanz im Be-
reich der Streitkräfteplanung neue Wege zu gehen.

Die Planungspyramide Sicherheitspolitik und Streit-
kräfteentwicklung visualisiert den gesamten hier ent- 
wickelten Prozess von der Erstellung des Sicherheits-
politischen Berichts über die fähigkeitsorientierte 
Streitkräfteplanung bis hin zur eigentlichen Rüstungs-
planung und -beschaffung. Gleichzeitig wird darge-
stellt, wie Bundesrat, Parlament und Verwaltung in den 
entsprechenden Planungsstadien eingebunden sind.

Könnten sich die beiden Kammern auf strategischer 
Ebene an der Ausgestaltung unserer Sicherheitspolitik 
beteiligen, könnten Nullentscheide wie das Debakel von 
Flims 2006 eher vermieden werden. Die konsequente 
Fähigkeitsorientierung in Verbindung mit einer kon-
sequenten Verknüpfung von Aufgaben und Finanzen 
könnte gegenüber heute besser bewirken, dass Mittel 
und Ressourcen konsequenter bewilligt würden und 
notwendige Beschaffungen auch tatsächlich erfolgen. 

Der daran anschliessende Gesetzgebungsprozess 
sowie die Beschaffungen würden einfacher vonstatten 
gehen, da bereits in der Planung ein Konsens gebildet 
worden wäre. Die derart ausgestaltete politisch abge-
stützte Streitkräfteentwicklung wird der heute gefor-
derten Transformation der Streitkräfte besser gerecht 
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Grafik 3: Die neue Kompetenzhierarchie der Streitkräfteplanung.

Abbildung 1: Kaskade für die Fähigkeits-
orientierte Planung, in: Fähigkeitsorien-
tierte Streitkräfteplanung: Plädoyer für neue 
Wege in der politischen Streitkräfteplanung, 
in: Sicherheitspolitische Information, Au-
gust 2008, hg. Verein Sicherheitspolitik und 
Wehrwissenschaft.

«Auch die Neutralität verbietet es uns nicht, 
die Bedrohungen richtig zu benennen und 
einzuordnen.»
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Kernaussagen zur Strategie der Schweizer Sicherheits-
politik; diese beschreiben die wesentlichen Eckwerte 
der schweizerischen Sicherheitspolitik und sind dem 
Parlament zur Beschlussfassung zu unterbreiten. Das 
Parlament kann die Leitsätze genehmigen und Ände-
rungen verlangen. Die Beschlüsse der eidgenössischen 
Räte wirken als Richtlinie für die Definition der Sicher-

heitspolitik, von der nur in begründeten Fällen abge-
wichen werden darf.»9 Der Bundesrat beantragte da-
mals die Ablehnung der Motion und kam bezüglich der 
Forderung nach einem genehmigungspflichtigen Teil 
zum Schluss, dass das Parlament die Sicherheitspoli-
tik über die Gesetzgebung und das Budget steuere und 
solche Leitsätze der Klarheit abträglich wären. Zudem 
würde dies eine Kompetenzverschiebung von der Ex-
ekutive zur Legislative bedeuten, wozu der Bundesrat 
keine Veranlassung sah.10 Die ablehnende Haltung des 
Bundesrates zielte darauf ab, das Parlament nicht über 
die Ausrichtung und die Inhalte der Sicherheitspolitik 
mitdenken und mitentscheiden zu lassen. Die Folgen 
sehen wir heute. Ironischerweise geschah dies wenige 
Monate nach dem Einmarsch russischer Truppen in 
Georgien, der die sicherheitspolitische Zeitenwende 
einläutete. Die Motion wurde schliesslich 2010 wegen 
nicht abschliessender Behandlung abgeschrieben. In 
der Zwischenzeit haben Aspekte der fähigkeitsorien-
tierten Streitkräfteplanung sukzessive Einzug in die 
Armee gefunden. Der Dissens zwischen Exekutive und 
Legislative bezüglich einer gemeinsamen Steuerung 
der Armeeplanung blieb jedoch bestehen.

2019 beauftragte das VBS die Firma Deloitte Consul-
ting mit der Analyse des Rüstungsprozesses. Die erste 
Schlüsselempfehlung im 2020 publizierten Bericht 
lautet: «Die Armeebotschaft konzentriert sich neu auf 
einen Fähigkeitsdialog mit dem Parlament und wird 
synchron zum Zahlungsrahmen vorgelegt.»11 Auch 

hier lautet die Schlussfolgerung, dass es das Parla-
ment stärker einbezogen werden soll, indem nicht 
über «Einzelheiten zu System und Fragen zur Beschaf-
fungsreife», sondern über Fähigkeiten und Fähigkeits-
lücken diskutiert und beraten werden soll. Das Par-
lament solle dann Verpflichtungskredite bewilligen, 
die an die entsprechenden Fähigkeitsentwicklungen 
gekoppelt sind.12 Der Deloitte-Bericht begründet zu-
dem die angestrebte neue Verantwortungsteilung 
auch mit der Bundesverfassung: Die Exekutive trage 
damit die Verantwortung dafür, welches konkretes 
Beschaffungsvorhaben «dem parlamentarischen Auf-
trag zur Schliessung der Fähigkeitslücke am besten 
entspricht». Das Parlament nehme so seine verfas-
sungsmässige Aufgabe der Oberaufsicht wahr und 
entscheide über «die Grundsätze und Prioritäten so-
wie über das Budget».13 Zum Sicherheitspolitischen 
Bericht wurde vorgeschlagen, dass der Bundesrat 
«alle vier Jahre eine aktualisierte Bedrohungsanaly-
se»14 (in der Form eines aktualisierten Sicherheits-
politischen Berichtes) darlege, damit das Parlament 
quasi synchron auf die Fähigkeitsplanung Einfluss 
nehmen könne.

In der Folge kommunizierte der Bundesrat im Jahr 2021 
als Folge auf diesen Bericht, dass das Parlament «2024 
pro Legislatur eine Armeebotschaft, die mit einem 
Zeithorizont von zwölf Jahren die erforderlichen mi-
litärischen Fähigkeiten beschreibt und die Investi-
tionsausgaben aufführt» 15 erhalten werde. Die neue 
Armeebotschaft werde Eckwerte zur Ausrichtung der 
Armee und zu ihren Fähigkeiten mit einem Zeithori-
zont von zwölf Jahren, gestützt auf den Sicherheitspoli-
tischen Bericht des Bundesrates enthalten. Hinzu sollen 
auch die Investitionsausgaben und Betriebsaufwände 
für die verschiedenen Fähigkeiten dargelegt werden. 
Weiter solle diese neue Armeebotschaft den Zahlungs-

«Das Überleben eines Staates vor einer Be­
drohung zu schützen, bedeutet heute, die Sicher­
heit kooperativ zu gewährleisten, um das ge­
meinsame ‹Ökosystem› zu schützen.»

«Es ist dringend notwendig, dass wir zu einem 
gemeinsamen Verständnis kommen, dass es eine 
strategische Bedrohung gibt und dass wir uns 
dieser entgegenstellen müssen.»
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rahmen der Armee für die neue Legislaturperiode ent-
halten und damit sollen die Verpflichtungskredite für 
das Armeematerial für vier Jahre beantragt werden.16 
Den Gesamtprozess vom Sicherheitspolitischen Bericht 
bis jährlichen Umsetzungsplanung stellte das VBS 2022 
unter dem Titel «Fähigkeitsorientierte Weiterentwick-
lung der Armee» vor.17 Die Planungskaskade entspricht 
nun – mit einer Ausnahme – den vor über fünfzehn Jah-
ren erhobenen Forderungen nach Prozessanpassungen.

 
Korrekturbedarf bei der Umsetzung des Fähig-
keitsdialoges

  Die Versuchung ist gross, das VBS für 
diesen Schritt zu loben. Endlich bewegt sich etwas in 
die richtige Richtung. Versteht man jedoch den pos-

tulierten Gesamtprozess, wird schnell klar, dass das 
VBS gerade dabei ist, einen Kardinalfehler zu begehen. 
Der Prozess des Fähigkeitsdialogs mit dem Parlament 
soll nun irgendwo in der Mitte beginnen, ohne dass 
das Fundament dafür gelegt wurde. Das Parlament soll 
zwar operativ über die Schwergewichtsbildung in der 
Fähigkeitsplanung der Armee, nicht aber über die stra-
tegische Ausrichtung der Sicherheitspolitik und ihrer 
Instrumente mitentscheiden können. Das kann nicht 
gut gehen, zumal das VBS und die Armee, wie eingangs 
dargelegt, bereits gravierende Defizite geschaffen ha-
ben: Es gibt kein Bekenntnis zur Ausrichtung der Ar-
mee auf die strategische Bedrohung.

Was als Grundvoraussetzung für einen funktionie-
renden Fähigkeitsdialog mit dem Parlament fehlt, ist 
der in der Motion Malama geforderte genehmigungs-
pflichtige Teil im Sicherheitspolitischen Bericht (oder 
in einem Update, wenn es die Lage erfordert) in Form 

«Es fehlt der strategische Überbau, der nur durch 
die politische Ebene geschaffen werden kann.»

Abbildung 2: Fähigkeitsorientierte Weiterentwick-
lung der Armee, in: Konzeption Zukunft der Armee: 
Zusammenfassung der drei Grundlagenberichte: 
Zukunft der Bodentruppen, Luftverteidigung der 
Zukunft, Gesamtkonzeption Cyber, hg. Eidgenös-
sisches Departement für Verteidigung, Bevölke-
rungsschutz und Sport (VBS), Mai 2022, S. 10.
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von Leitsätzen zur Steuerung der Sicherheitspolitik 
und zur konzeptionellen Ausrichtung der sicherheits-
politischen Instrumente. Diese sind aus einer objek-
tiven Lagebeurteilung abzuleiten und präzise zu for-
mulieren. Aus diesen politisch abgestützten Vorgaben 
kann die Armee dann ihre Militärdoktrin formulieren. 
Fehlt dieser Schritt bleibt der Fähigkeitsdialog Stück-
werk und die Folge ist eine Inkohärenz, wie wir sie 
heute erleben. Es ist deshalb auch nicht verwunderlich, 
dass das Parlament die Dringlichkeit der Finanzierung 
nicht gleich sieht wie die Armee. 

In der nachfolgenden Tabelle wird ein Strukturvor-
schlag aufgezeigt:

 
Handlungsempfehlung 3:

 Die aus der Bedrohungsana-
lyse abgeleiteten Leitsätzen sollen durch das Parlament 
beraten und genehmigt werden.

 
Erwartungen an die Fähigkeitsorientierte 
Planung

  Auf Basis der Leitsätze werden die Grund-
lagenberichte und schliesslich die Armeebotschaften 
abgeleitet. Diese haben zwei Aspekte: Einerseits die 
Departements- und armeeinterne Steuerung zur Er-
reichung der strategischen Vorgaben, andererseits 
die Fortführung des Dialogs mit dem Parlament, um 
die Finanzierung und – wo nötig – Anpassungen an 

gesetzlichen Grundlagen zu erhalten sowie das Con-
trolling sicherzustellen. Damit soll das Parlament die 
längerfristige Entwicklung der Armee wirkungsvoll 
mitgestalten können.

Angesichts der heute unklaren Bedrohungslage und 
des sich ständig verändernden sicherheitspolitischen 
Umfelds sind die zur Verteidigung der Schweiz, ihrer 
Bevölkerung und ihrer Interessen notwendigen Fähig-
keiten, muss die Armee sich flexibel auf ein breites 
Spektrum möglicher Bedrohungen und Gefahren vor-
bereiten. Diese Fähigkeiten müssen laufend und flexi-
bel an die Erfordernisse des Umfeldes angepasst wer-
den. Der fähigkeitsorientierte Ansatz der Planung ist 
ein kontinuierlicher Prozess, der so angelegt ist, dass 
neue Erkenntnisse, namentlich Lehren aus bewaffne-
ten Konflikten, nachrichtendienstlichen Erkenntnis-
sen über Potenziale und Fähigkeiten möglicher Geg-
ner und den technologischen Entwicklungen laufend 
einbezogen werden können.

Instrument und Auftrag Ableitung Sipol B Leitsatz

Armee 
Verteidigung

Es existiert eine strategische Bedrohung 
im europäischen Raum. Der grösstmögli-
che Schutz der Schweiz und ihrer Interes-
sen besteht darin, dass Russland davon 
abgehalten wird, weitere westliche 
Staaten anzugreifen.

Die Armee erzielt eine Abhaltewir-
kung, indem sie ihre Fähigkeiten und 
Kapazitäten darauf ausrichtet, in Ko-
operation mit Partnernationen und 
der NATO eine militärische Bedro-
hung auf grosse Distanz – auch über 
1000 km ab Landesgrenze entfernt – 
in den Wirkungsräumen Boden, Luft, 
EM bekämpfen zu können.

Armee 
Verteidigung

… …

Armee 
Unterstützung  
der zivilen Behörden

… …

… … …

«Aber anders als im Kalten Krieg erzielt eine ter­
ritorial verstandene Armeekonzeption aber heute 
bis auf weiteres keine dissuasive Wirkung mehr.»
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Zwei Fragen stehen dabei im Vordergrund. Erstens, wie 
ein potenzieller Gegner (militärisch oder auch irregulär 
agierend) die Sicherheit der Schweiz gefährden könnte 
und welche Konsequenzen diese sicherheitspolitischen 
Herausforderungen für unser Land und seine Bevölke-
rung hätten. Zweitens, welche Fähigkeiten es braucht, 
um diese Bedrohungen, Gefahren und Risiken erfolg-
reich zu bewältigen. Grundsätzlich können gleichartige 
Bedrohungen in Art wie auch in Intensität aus unter-
schiedlichen (geografischen) Herkünften mit denselben 
Antworten – operationellen Fähigkeiten – militärisch 
bekämpft und abgewehrt werden. Wenn sich, wie aktu-
ell mit Russland, eine Bedrohung abzeichnet, muss die 
Fähigkeitsorientierung mit einem Blick auf die (russi-
schen) Mittel, Möglichkeiten und deren Entwicklungs-
potenziale ergänzt werden.

Grundsätzlich zielt der fähigkeitsorientierte Ansatz da-
rauf ab, das Risiko einer Diskrepanz zwischen dem er-
klärten Ambitionsniveau und der operationellen Rea-
lität zu minimieren und die Versuchung zu verringern, 
Armeemodelle oder Ausrüstungsinventare festzulegen, 
die strategisch unflexibel, den Bedrohungen nicht an-
gepasst, schlecht auf die verfügbaren Ressourcen abge-
stimmt und finanziell unrealistisch sind. Darüber hin-
aus und unabhängig davon, ob es sich um den Erhalt, 
die Erneuerung oder die Schaffung von operationellen 
Fähigkeiten handelt, müssen sie alle den sich rasch ver-
ändernden Charakter des Einsatzumfeldes, in dem sie 
eingesetzt werden, berücksichtigen.

Aktuell werden die Fähigkeiten der Armee in zehn 
Fähigkeitsbereiche unterteilt. Jedem Bereich sind 
verschiedene Mittel und Systeme zugeordnet. Diese 
sind: Führung und Vernetzung, Nachrichtenverbund 
und Sensoren, Wirkung gegen Ziele in der Luft, Wir-
kung gegen Ziele am Boden, Wirkung im Cyber- und 
elektromagnetischen Raum, Logistik, Sanität, unge-

schützte Mobilität am Boden, geschützte Mobilität am 
Boden, Luftmobilität.

Aus Sicht einer Parlamentarierin, eines Parlamenta-
riers sind die Anforderungen an die Planungsdoku-
mente wie folgt:
	• Eine zur strategischen Ausrichtung kohärente 

Fähigkeitsplanung schaffen.
	• Aufzeigen, was die Armee braucht, um einer künf-

tigen Bedrohung gewachsen zu sein.
	• Schlüsselbereiche an Fähigkeiten und Technolo-

gien aufzeigen, bei denen sich die Armee Vorteile 
gegenüber einer künftigen Bedrohung heraus
arbeiten kann.

	• Den Kooperationsbedarf mit Partnern aufzeigen.

Aus Sicht einer Parlamentarierin, eines Parlamenta-
riers sind die inhaltlichen und strukturellen Anforde-
rungen an die Planungsdokumente wie folgt:
	• Darstellung von Fähigkeitsbereichen

	• Name des Fähigkeitsbereichs
	• Ableitung des Fähigkeitsbereichs aus den 

Leitsätzen als Begründung
	• Dazugehörende Fähigkeiten

	• vorhandene Fähigkeiten und Gewichtung der 
Relevanz in einem Konflikt hoher Intensität

	• je Fähigkeit die Einschätzung zur qualitati-
ven Erfüllung in Prozent

	• Fähigkeitslücken
	• Kapazitäten und Skalierbarkeit 

(Grenzkostenbetrachtung)
	• Handlungsspielraum des Parlamentes

	• Ansatz zur Schliessung, Weiterentwicklung  
oder Überbrückung

	• Beschaffung
	• Nutzungsdauerverlängerung
	• Kampfwertsteigerung 
	• Entwicklungsprojekt mit Industrie und 

Forschung
	• Kooperationsbedarf mit militärischen Partnern

	• Konkretisierung der notwendigen Ressourcen zur 
Umsetzung
	• Projektmanagement
	• Controlling
	• Einführung
	• Ausbildung und Training
	• Unterhalt/Aufrechterhaltung etc.

	• Risiken und Risikoreduktion
	• Finanzierungsbedarf

«Welche Armeekonzeption und Kooperationstiefe 
braucht es, um die Dissuasionsbemühungen des 
Westens zu unterstützen, respektive mit dem 
eigenen Beitrag zu verstärken? Und welche 
Fähigkeiten und Kapazitäten müssen dafür in 
welcher Ausprägung wie ausgerichtet werden?»
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Die meisten dieser Inhalte ergeben sich aus den An-
forderungen an das Management der fähigkeitsorien-
tierten Planung. Neu soll jedoch eine Verbindlichkeit 
in die Planung eingeführt werden. Die Verbindlichkeit 
wird geschaffen, indem die Eckwerte der Planungsvor-
gaben (Fähigkeitsbereiche, Plan, Finanzbedarf) Geset-
zescharakter erhalten sollen.

Inhaltlich sind drei Punkte hervorzuheben:

Erstens muss die Darstellung von Fähigkeitsbereichen 
umfassend sein: Dies bedeutet, der SOLL-Zustand muss 
den vom Parlament vorgegebenen Leitsätzen folgen 
und hat sich an einem internationalen Benchmark und 
im Bereich der Kampfführung an den Beobachtungen 
und Antizipationen künftiger Konflikte hoher Intensi-
tät zu orientieren.

Als Beispiel sei hier der Luftkrieg genannt. Im Bericht 
Luftverteidigung der Zukunft der Expertengruppe 
Neues Kampfflugzeug werden die drei Aufgaben be-
schrieben: «Die Kontrolle über den Luftraum, die Luft-
aufklärung und Luftangriffe (Luft-Boden-Einsätze).»18 
Im Kapitel «Angestrebtes Leistungsniveau» wird dann 
erläutert, welche Leistungen beispielsweise für den 
Erdkampf angestrebt werden (Luftunterstützung im 
Vorfeld) und auf welche Fähigkeiten weshalb verzich-
tet werden soll – offensive Luftverteidigung und Luft-
nahunterstützung. Dieses Beispiels zeigt, dass fehlende 
politische Vorgaben und finanzielle Mittel dazu füh-
ren, dass auf Fähigkeiten wie die offensive Luftvertei-
digung im vornherein verzichtet wird, obwohl jede Be-
drohungsanalyse zum Schluss kommen müsste, dass 
dies eine zu erfüllende Anforderung ist. Gleich sieht es 
aus beim Verzicht auf die Fähigkeit zur Luftnahunter-
stützung für die Bodentruppen, da die logistischen 

und operativen Verfahren als zu komplex angesehen 
werden. Nur, kein Soldat einer westlichen Armee geht 
mehr ohne Luftnahunterstützung in ein Gefecht ho-
her Intensität. Unsere wehrpflichtigen Mitbürgerinnen 
und Mitbürger in Uniform sollen aber darauf verzich-
ten, weil die Verfahren als zu komplex erscheinen und 
die finanziellen Mittel nicht in ausreichendem Mass ge-
sprochen oder allenfalls beantragt wurden?

Aus staatspolitischer Sicht ist das aktuelle Vorgehen 
problematisch. Es wird seitens der Armee mit der Be-
schaffung des F-35 dem Parlament suggeriert, dass Luft-
Boden-Einsätze möglich sein werden, obwohl heute 
lediglich eine ausbaubare Minimalbefähigung zur Be-
kämpfung von Bodenzielen angestrebt wird. Daraus 
müssen sich Sicherheitspolitikerinnen und Sicher-
heitspolitiker selbst die Informationen zusammen-
tragen, wie mit Minimal- und Teilbefähigung umge-
gangen wird, welche Konsequenzen daraus für die 
Militärdoktrin abzuleiten sind, was eigentlich der 
Benchmark für einen Konflikt hoher Intensität wäre 
und was genau der Ausbau einer reduzierten Befähi-
gung beinhaltet. Und selbst wenn es einer Parlamenta-
rierin oder einem Parlamentarier gelingen sollte, sich 
diesen Überblick zu verschaffen, gibt es keinen klar 
definierten Steuerungsprozess, über den sie oder er 
Einfluss nehmen könnte.

Zweitens entstehen durch die Technologieentwicklung 
im Allgemeinen sowie durch die Erschliessung des Wir-
kungsraumes Weltraum im Besonderen laufend neue 
Fähigkeitslücken, die aufgrund der Komplexität oder 
fehlender Ressourcen zunehmend nicht mehr eigen-
ständig geschlossen werden können. Die Unfähigkeit 
zur Abwehr ballistischer Raketen, Lenkwaffen und 
Marschflugkörpern war schon lange ein Thema. Erst 
der Angriffskrieg gegen die Ukraine hat diese bedroh-
liche Lücke ins Bewusstsein gerückt. Der Bundesrat 

«Es droht die Gefahr, dass aufgrund des sicher­
heitspolitischen Umfelds sowie dem diffusen 
Eindruck des Ukrainekriegs zwar zu Recht die 
Verteidigung in den Vordergrund gerückt, 
aber insgesamt eine Armee für die Vitrine konzi­
piert wird.»

«Das Parlament soll zwar operativ über die 
Schwergewichtsbildung in der Fähigkeitsplanung 
der Armee, nicht aber über die strategische 
Ausrichtung der Sicherheitspolitik und ihrer 
Instrumente mitentscheiden können. Das kann 
nicht gut gehen […].»
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handelte und beschloss den Beitritt zur European Sky 
Shield Initiative.19 Die Formulierungen zur Zusam-
menarbeit sind aus sicherheitspolitischer Sicht noch 
zu zaghaft, da eher ökonomische Überlegungen im 
Vordergrund stehen. Die Absicht der Initiative ist je-
doch operationell ausgerichtet und einsatzorientiert. 
Grundsätzlich geht dies in die richtige Richtung. Es 
soll aufgezeigt werden, welche Fähigkeitslücken nicht 
im Alleingang geschlossen werden können und welche 
Kooperationen daher zu deren Schliessung angestrebt 
werden. Schlussendlich steht der Schutz der Bevölke-
rung und des Staates an oberster Stelle.

Drittens kann die Schliessung von Fähigkeitslücken 
oder die Weiterentwicklung von vorhandenen Fähig-
keiten auch durch Entwicklungszusammenarbeit mit 
Industrie und Forschung erfolgen. Gerade in Berei-
chen, die einem raschen Technologiewandel unterlie-
gen, kann anstelle eines linearen Beschaffungsprozes-
ses eine agilere Variante zielführender sein. Solche 
Projekte werden von der armasuisse bereits vorange-
trieben. Wichtig wäre nun, dass diese Informationen in 
den Planungsunterlagen abgebildet werden. Denn aus 
Sicht der politischen Steuerung kann die Schliessung 
einer Fähigkeitslücke durch Beschaffung, Nutzungs-
dauerverlängerung, militärischer Kooperation oder 
eben als Entwicklungsprojekt erfolgen. Sollte dies der 
Ansatz für die Umsetzung sein, so ist dies zu vermerken 
und die Projektfortschritte sind auszuweisen.

 
Handlungsempfehlung 4: 

Die durch das Parlament 
zu genehmigende Fähigkeitsplanung einschliesslich 
ihrer dazugehörigen Finanzierung haben spezifische 
inhaltliche und strukturelle Anforderungen, zudem 
brauchen sie Gesetzescharakter. Entsprechend ist ein 
neues Gesetz über die militärische Fähigkeitsplanung 
zu schaffen.

Die Sicherheitspolitischen Kommissionen müs-
sen sich besser aufstellen

  Die Sicherheitspoliti-
schen Kommissionen sind auch als Dialogpartner ge-
fordert. Um den Fähigkeitsdialog auf Augenhöhe mit 
dem VBS und der Armee führen zu können, braucht 
es eine deutlich höhere Fachkompetenz seitens der 
Sicherheitspolitischen Kommissionen. Zwei Änderun-
gen drängen sich daher auf:

Erstens die Bildung von Subkommissionen für
	• Nachrichtendienste, neue Bedrohungsformen, 

Technologie/Innovation, Fähigkeitsplanung, 
Kooperationen

	• Bodentruppen, Spezialkräfte
	• Luftwaffe, Luftabwehr, Weltraum
	• Cyber, elektronische Kriegsführung, Inforaum/

politische Kriegsführung
	• Bereitschaft, Logistik, Dienstmodelle

Zweitens braucht es in den Subkommissionen «Spon-
soren» für Fähigkeitsbereiche und spezifische Fähig-
keiten, also Parlamentarierinnen und Parlamentarier, 
die über vertieftes Wissen zu Fähigkeitsbereichen und 
den einzelnen Fähigkeiten verfügen und als Ansprech-
personen für Departement und Armee gelten und da-
mit die Fähigkeit innerhalb der Subkommission ver-
treten können. 

Dies setzt voraus, dass eine Art Wissensverzeichnis 
durch das jeweilige Kommissionspräsidium geführt 
wird, das die Zuständigkeiten über das Wissen festhält 
und organisiert. Dies auch im Hinblick auf personelle 
Wechsel, um die Kontinuität im Dialog sicherzustellen.

Die Bildung von Subkommissionen und die Benennung 
von Sponsoren ermöglicht, dass das Wissen über Fähig-
keitsbereiche und Truppengattungen vernetzt wird.

«Dies bedeutet, der SOLL-Zustand muss den vom 
Parlament vorgegebenen Leitsätzen folgen und 
hat sich an einem internationalen Benchmark 
und im Bereich der Kampfführung an den Beo­
bachtungen und Antizipationen künftiger Kon­
flikte hoher Intensität zu orientieren.»

«Um den Fähigkeitsdialog auf Augenhöhe 
mit dem VBS und der Armee führen zu kön­
nen, braucht es eine deutlich höhere Fach­
kompetenz seitens der Sicherheitspolitischen 
Kommissionen.»
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Handlungsempfehlung 5:
 Der verstärkte Einbezug 

des Parlamentes durch die Erarbeitung von Leitsätzen 
und durch eine Fähigkeitsplanung mit Gesetzescharak-
ter setzt voraus, dass sich die beiden sicherheitspoli-
tischen Kommissionen über Subkommissionen und 
«Sponsoren» besser organisieren.

Die Lage wird von Tag zu Tag prekärer. Soll die Schweiz 
wie im Zweiten Weltkrieg sich auf das Schicksal verlas-
sen oder wollen wir eine verantwortungsvolle Sicher-
heitspolitik, wie es sich für einen eigenständigen, de-
mokratisch verfassten Staat gehört? Wenn die Schweiz 
handlungsfähig bleiben soll, muss jetzt die strategi-
sche Bedrohung benannt, eine Abhaltungsstrategie 
entwickelt und das Parlament in die Steuerung der Si-
cherheitspolitik miteinbezogen werden. 
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